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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Entgegen dem nationalen Trend verringerte sich im Vergleich zu 2011 die Zahl der
Kandidierenden für die Nationalratswahlen im Kanton Schwyz. Waren es damals noch
deren 64, versuchten 2015 nur noch 50 Bewerberinnen und Bewerber ihr Glück. Sie
taten dies auf insgesamt 13 Listen (2011: 17). Der Frauenanteil hingegen stieg auf 36%
(2011: 32.8%) und kam beinahe an den Rekordwert von 37.5% aus dem Jahr 2007 heran.

In der abgelaufenen Legislatur wurde die Schwyzer Bevölkerung durch eine
ausgeglichene Delegation aus je einem Mitglied der SVP, der FDP, der CVP und der SP
vertreten. Die FDP hatte 2011 – nach 8-jähriger Absenz – mit einem denkbar knappen
Resultat ihren Sitz von der SVP zurückgeholt. Somit bot sich für die aktuellen Wahlen
eine spannende Ausgangslage. Eine breite bürgerliche Allianz wurde zwar von der SVP
forciert, stiess bei der CVP und der FDP aber auf wenig Gehör. Gerade weil im
Ständeratswahlkampf ein Angriff auf die beiden amtierenden SVP-Vertreter zu erwarten
war, betrachtete man eine Listenverbindung mit der SVP als nicht vertretbar. Somit
verbanden sich die grossen bürgerlichen Parteien nur intern – jeweils mit ihren
Jungparteien und Nebenlisten (FDP Gewerbeliste, CVP Frauen). Die SP war in der
komfortablen Ausgangslage, dass sie mit den Grünen und den Grünliberalen gleich zwei
Listenpartner gefunden hatte. Für die Verteidigung des Mandats von SP-
Fraktionspräsident Andy Tschümperlin rechnete man sich deshalb beste Chancen aus.
Für die FDP und Petra Gössi sah die Lage weniger gut aus. Mit dem Nichtantreten der
BDP fiel eine Listenpartnerin weg, welche entscheidend zum knappen Erfolg vor vier
Jahren beigetragen hatte. Die CVP hingegen erreichte damals das mit Abstand beste
Parteiresultat hinter der SVP. Aus diesem Grund wurde CVP-Nationalrat Alois Gmür
etwas weniger oft zum Kreis der von der Abwahl Gefährdeten gezählt. Nur gewinnen
konnte auf der anderen Seite die SVP. Mit 38% Wähleranteil war einerseits das Mandat
von Nationalrat Pirmin Schwander absolut ungefährdet – andererseits musste dadurch
das Ziel der Rechtspartei klar die Rückeroberung ihres verlorenen, zweiten Sitzes sein. 

Der Wahlsonntag stellte sich schliesslich als äusserst spannend heraus. Wahlsiegerin im
Kanton Schwyz war – wie anderswo auch – die SVP. Sie legte auf 42.6% zu (+4.6
Prozentpunkte) und holte sich tatsächlich mit Marcel Dettling ihren zweiten Sitz zurück.
Für Brisanz sorgte aber die Personalie der Abwahl. Seinen Sitz abgeben musste nämlich
unerwartet  Andy Tschümperlin. Seine Partei verlor an Wähleranteil (-2.6
Prozentpunkte, neu: 13.1%), genauso wie die Grünen als Listenpartner (-2.4
Prozentpunkte, neu: 1.4%). Da halfen letztlich auch die 2.8% Wähleranteil der GLP nicht
mehr, um das SP-Mandat noch zu retten. Für den Berufspolitiker Tschümperlin und
seine Partei bedeutete die Abwahl einen schwer zu verdauenden Schock. Die FDP
hingegen gehörte neben der SVP ebenfalls zu den Gewinnerinnen, legte sie doch um
ganze 5.1 Prozentpunkte zu (neu: 20.6%) und etablierte sich damit als zweitstärkste
Partei im Kanton. Diesen Titel abtreten musste die CVP, welche neu über 19.5%
Wähleranteil verfügt (-1.1 Prozentpunkte). Mit diesem Wahlresultat verbannte das
Schwyzer Stimmvolk die Linke nach 12 Jahren wieder aus ihrer Nationalratsdelegation.
Diese besteht neu aus zwei SVP-Vertretern und je einem CVP- und FDP-Vertreter. Die
Wahlbeteiligung lag mit 53.7% höher als noch 2011 (50.5%). Der Frauenanteil liegt durch
die Wiederwahl von Petra Gössi weiterhin bei 25%. 1

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Im Kanton Glarus sah es lange danach aus, als würde Martin Landolt bei den
Nationalratswahlen 2015 keine Konkurrenz erhalten. Der BDP-Vertreter sitzt seit sechs
Jahren in der grossen Kammer und ist in der noch jungen Partei damit fast schon ein
«Urgestein». 2014 verlor Landolt die Ersatzwahl für den Ständerat gegen FDP-Mann
Thomas Hefti, weswegen er und seine Partei sich nun darauf konzentrierten, den
Nationalratssitz zu verteidigen. Zwischenzeitlich wurde darüber spekuliert, ob die SVP
den Sitz von Landolt angreifen würde. Das mutmassliche Kalkül hinter diesem Plan
bestand darin, der BDP einen empfindlichen Sitzverlust zuzufügen, um die Chancen auf
einen Wiederantritt von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf zu verringern. Laut
einem Bericht der Südostschweiz wurde dieses Vorhaben jedoch begraben, da man

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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sich nur Chancen auf einen Sitzgewinn erhoffen könnte, wenn mehrere Kandidaten
gleichzeitig gegen Landolt antreten würden.

Fünf Wochen vor den Wahlen landeten die Glarner Sozialdemokraten dann einen
Überraschungscoup und lancierten kurz vor Ende der Eingabefrist Jacques Marti – Sohn
des letzten Glarner SP-Nationalrates Werner Marti – als Kandidaten. Der Angriff der
Sozialdemokraten schien manche zu verwundern, hatte die SP doch mit Landolt und der
BDP das Heu eher auf der selben Bühne als mit den Ständeratskandidaten der FDP und
der SVP. Die SVP reagierte auf die SP-Kandidatur mit der Ansage, man wolle nun doch
einen eigenen Kandidaten für den Nationalrat ins Auge fassen. Die politische Spirale
drehte sich sogar noch weiter, als die BDP sagte, sie ziehe angesichts der Pläne der SVP
ihrerseits einen Angriff auf den Ständerat in Erwägung. Letztlich blieb das jedoch leeres
Geplänkel und die SVP beliess es bei der Verteidigung des eigenen Ständeratssitzes von
Werner Hösli. Dies war wohl auch auf die Ankündigung Martis zurückzuführen, sein
Antreten im Falle einer SVP-Kandidatur noch einmal zu überdenken. Damit ging der
Poker der SP auf, und Marti trat als einziger Gegenspieler von Martin Landolt an. In der
heissen Phase des Wahlkampfes kam es zur eher kuriosen Situation, dass sogar ein
bürgerliches Komitee für die Wahl Martis warb. Höhepunkt war die Aussage von SVP-
Präsident Toni Brunner, dass selbst er unter diesen Umständen seine Stimme einem
Sozialdemokraten geben würde. Obwohl Rechtsanwalt Marti klar dem pragmatischen
Flügel der SP zugerechnet werden konnte, erschien dies doch einigermassen
verblüffend. In den Medien war zu lesen, dass man Landolt auf Seiten der SVP wohl
seine Aussagen zur angeblich ‘nationalsozialistischen Rhetorik’ der Partei nicht
verziehen habe. Die Diskussionen führten auch dazu, dass die Glarner
Nationalratswahlen ins nationale Rampenlicht gerieten, weil ein Sitzverlust von BDP-
Präsident Landolt schmerzliche Konsequenzen für die nationale Partei und ihre
Bundesrätin Widmer-Schlumpf zur Folge gehabt hätte. Bei der FDP sorgten das
bürgerliche Unterstützungskomitee für Marti und die Ränkespiele der SVP letztlich für
heftige Kritik, worauf sich die Freisinnigen doch noch für eine offizielle Unterstützung
Landolts entschieden.

Mit einem tatsächlich eher knappen Vorsprung setzte sich Martin Landolt schliesslich
gegen seinen sozialdemokratischen Herausforderer durch. Der BDP-Amtsinhaber
erhielt 5'423 Stimmen, während Marti auf 4'742 Stimmen kam. Die Wahlbeteiligung lag
bei 41.5%. Angesichts der schmerzhaften Verluste auf nationaler Ebene, durfte die BDP
damit zumindest im Kanton Glarus aufatmen. 2

Wie bei den Nationalratswahlen, sah es auch bei den Ständeratswahlen im Kanton
Glarus lange nach einem konkurrenzlosen Durchwinken der Amtsinhaber aus. Zur
Wiederwahl stellten sich Thomas Hefti von der FDP und Werner Hösli von der SVP.
Beide hatten ihr Amt während der letzten Legislatur aus tragischen Gründen
angetreten: Hefti hatte den 2013 verstorbenen Pankraz Freitag ersetzt, während Hösli
nur wenige Monate später für den damals krebskranken und mittlerweile ebenfalls
verstorbenen This Jenny nachgerückt war. 

Die Kandidatur von FDP-Ständerat Thomas Hefti galt gemeinhin als ungefährdet. Dass
aber Werner Hösli keine Konkurrenz zu erhalten schien, war nicht selbstverständlich.
Hösli war nämlich als ehemaliges Bankratsmitglied der Glarner Kantonalbank –
zusammen mit dem Rest der damaligen Führungsetage – erstinstanzlich vom
Kantonsgericht verurteilt worden. Die Führung der Bank wurde verantwortlich gemacht
für eine angeblich verfehlte Kreditpolitik, welche 2008 zu Wertberichtigungen von fast
100 Millionen Franken geführt hatte. Werner Hösli stellte sich aber auf den Standpunkt,
stets mit gutem Gewissen gehandelt zu haben, und er hatte gegen das Urteil Berufung
eingelegt. Hinzu kam, dass Hösli stets offen mit der Thematik umging und seine
rechtliche Verwicklung bereits bei seiner erstmaligen Wahl bekannt war. Aus diesem
Grund wurde nicht davon ausgegangen, dass die Affäre den SVP-Amtsinhaber in
grossem Masse gefährden würde. Mit der SP-Kandidatur von Jacques Marti, der bei den
Nationalratswahlen Martin Landolt (bdp, GL) angriff, kam es in der BDP ihrerseits zu
Überlegungen, ob die Partei als Reaktion darauf in den Ständeratswahlkampf eingreifen
solle. Schlussendlich entschied sich die Partei aber gegen dieses Vorhaben und
konzentrierte sich stattdessen vollends auf die Verteidigung ihres Nationalratssitzes.
Nur gerade drei Wochen vor dem Wahltermin, erwuchs den beiden Amtsinhabern dann
doch noch Konkurrenz. Der Unternehmer Hans-Peter Legler entschied sich für ein
Antreten, um dem Glarner Stimmvolk eine ‘parteiunabhängige Alternative’ anzubieten.
Seine Kandidatur war erklärtermassen gegen Hösli gerichtet, dem er unter anderem
vorwarf, in Bern nicht für die Wasserkraft und die Energiewende einzutreten.

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Die Glarner Ständeratswahlen trotz der Konkurrenz bereits im ersten Wahlgang
entschieden. Thomas Hefti von der FDP gelang mit 8’619 Stimmen ein Glanzresultat, mit
dem er das absolute Mehr von 4’827 Stimmen deutlich übertraf. Mit etwas weniger
Vorsprung übersprang auch Werner Hösli diese Hürde. Der SVP-Kandidat erhielt
insgesamt 5'469 Stimmen. Der last-minute Kandidat Hans-Peter Legler zeigte sich mit
seinem Endergebnis von 3'335 Stimmen durchaus zufrieden. Des Weiteren erhielten
Jacques Marti von der SP – eigentlich nur Nationalratskandidat – 683 Stimmen und
Vereinzelte deren 1'201. Diese hohe Anzahl an Proteststimmen und die tiefe
Wahlbeteiligung (41.5%) lassen darauf schliessen, dass das Glarner Stimmvolk wohl doch
nicht ganz zufrieden war mit der präsentierten Auswahl. 3

Im Frühjahr deutete noch nicht viel darauf hin, dass die Ständeratswahlen 2019 im
Kanton Glarus, wo bei den Wahlen ins Stöckli auch 16-Jährige schon ihre Stimme
abgeben können, im Oktober für Spannung sorgen könnten. Die beiden Bisherigen,
Thomas Hefti (fdp) und Werner Hösli (svp) traten wieder zur Wahl an. Beide waren 2014
bei Ersatzwahlen in den Ständerat gewählt und bei den Wahlen 2015 problemlos
bestätigt worden. Im Vorfeld der Wahlen 2019 lobten sie ihre gute Zusammenarbeit im
Ständerat und unterstützten sich gegenseitig im Wahlkampf, etwa durch gemeinsame
Inserate. Eine erneute Glarner FDP-SVP-Standesstimme verhindern wollte der Grüne
Mathias Zopfi. Der 35-jährige Anwalt konnte in seinen jungen Jahren schon auf eine
beachtliche politische Karriere zurückblicken. Er sass seit 2010 im Landrat, bekleidete
als erster Grüner das Amt des Glarner Landratspräsidenten und war seit 2015
Gemeindevizepräsident von Glarus Süd. Er trat im Wahlkampf als gemässigter,
gewerbeverbundener, «bürgerlicher Grüner» auf, der gerne die Rolle des
Brückenbauers übernimmt. Trotzdem wurde für Zopfi nicht mehr als ein Achtungserfolg
erwartet. 

Am Wahlsonntag kam es dann aber zur faustdicken Überraschung. Alle drei Kandidaten
erreichten das absolute Mehr von 4'973 Stimmen. Zwar wurde Thomas Hefti wie
erwartet mit dem besten Resultat der drei Kandidaten wiedergewählt (7'544 Stimmen).
Doch auf dem zweiten Rang fand sich nicht wie erwartet Werner Hösli, sondern Mathias
Zopfi (5'684 Stimmen) mit 252 Stimmen Unterschied vor dem SVP-Vertreter und wurde
damit ebenfalls im ersten Wahlgang gewählt. Zopfi zog damit als erster grüner Glarner in
eine der beiden Bundeshauskammern ein. Zum ersten Mal überhaupt wurde zudem im
Kanton Glarus ein eidgenössischer Parlamentarier abgewählt. Während Hösli in Glarus
Süd, der Heimatgemeinde von allen drei Kandidaten, rund 200 Stimmen mehr holte als
sein Widersacher, konnte Zopfi in der Gemeinde Glarus den Unterschied machen, wo
er gut 400 Stimmen auf Hösli herausholte. Der kantonale SVP-Parteipräsident Kaspar
Krieg schob einen Teil der Schuld an der Wahlschlappe der FDP in die Schuhe, welche
sich laut ihm nicht an die bürgerliche Vereinbarung gehalten hätten, indem sie teilweise
offen für Zopfi anstatt für Hösli geworben haben sollen. Mit diesem historischen
Ergebnis wurde der frischgebackene Ständerat Zopfi innert kürzester Zeit schweizweit
zu einem Symbol für die grüne Welle, welche den Grünen und Grünliberalen in vielen
Kantonen grosse Gewinne bescherte. Und während Thomas Hefti nun mit dem Amt des
Ständeratspräsidenten liebäugelt, das er in zwei Jahren übernehmen könnte, deutete
Werner Hösli nach der Wahlniederlage an, dass er seine politische Karriere womöglich
beenden werde. 4

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER

Im Kanton Schwyz bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 84 Personen auf 21
Listen für einen der vier Schwyzer Nationalratssitze. Damit kandidierten dieses Jahr
deutlich mehr Personen als 2015 (50 Personen auf 13 Listen). Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug dieses Jahr 35.7 Prozent. 

Vor vier Jahren hatte die SVP der SP eine empfindliche Niederlage zugefügt, weil Marcel
Dettling (svp) anstelle von Andy Tschümperlin (sp) gewählt worden war. Zusammen mit
Pirmin Schwander war die SVP Schwyz damit während der letzten Legislatur gleich
doppelt in Bundesbern vertreten gewesen. Die anderen beiden Sitze hatten Alois Gmür
(cvp) und Petra Gössi (fdp) gewonnen. Da die vier Bisherigen auch 2019 antraten, um die
Mandate für ihre Parteien zu verteidigen, gestaltete sich die Ausgangslage für die
Herausforderer schwierig: Die SP hätte gerne ihren Sitz zurückerobert, doch die
Ausgangslage erschwerte sich für sie noch zusätzlich, weil sie die GLP nicht mehr wie
noch vor vier Jahren für eine Listenverbindung gewinnen konnte. So verblieb ihr einzig
die Verbindung mit den in Schwyz eher schwachen Grünen. Die GLP fand derweil in

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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einer Mitteverbindung mit der CVP und der EVP Unterschlupf. Bei der CVP schien der
Sitz von Alois Gmür unantastbar. Ähnlich sah die Ausgangslage bei der FDP aus. Die
Parteipräsidentin der FDP Schweiz Petra Gössi schien zu fest im Sattel zu sitzen, als
dass ihr jemand gefährlich werden könnte. Daran änderte auch der Alleingang bei den
Listenverbindungen nichts. Wie die FDP verzichtete auch die SVP dieses Jahr auf
parteiübergreifende Listenverbindungen. Weil sie zwei Mandate besass, rechnete man
am ehesten mit einem Sitzverlust der Volkspartei. Doch auch die wählerstärkste Partei
im Kanton konnte dem Wahlsonntag einigermassen entspannt entgegenblicken.

Die Überraschungen blieben denn wie erwartet aus. Alle vier bisherigen Bisherigen
schafften die Wiederwahl. Das beste Resultat erzielte Marcel Dettling, der 21'716
Stimmen holte. Direkt dahinter folgte Petra Gössi, welche sich ausserdem mit dem Titel
«Panaschierkönigin» schmücken durfte. Über 9'000 ihrer 20'980 Stimmen stammten
von parteifremden Listen. Auch Alois Gmür durfte sich über viel fremde Unterstützung
freuen. Er erhielt fast 6'000 seiner 14'194 Stimmen auf diesem Weg. Als einziger der vier
fand Pirmin Schwander in seiner Wiederwahl einen Wermutstropfen, erhielt er doch
deutlich weniger Stimmen als noch vor vier Jahren. Als Grund dafür machte Schwander
seine gleichzeitige Ständeratskandidatur aus. Vielen Wählenden sei nicht bewusst
gewesen, dass sie ihn für beide Kammern hätten wählen können. Die SVP blieb trotz
deutlichen Verlusten (-5.7 Prozentpunkte) klar stärkste Kraft im Kanton. Ihr Wähleranteil
betrug noch 36.9 Prozent. Die grüne Welle, welche den Grünen und Grünliberalen in
anderen Kantonen erdrutschartige Wähleranteilzuwächse bescherte, fiel im Kanton
Schwyz moderat aus. Die Grünen konnten 1.2 Prozentpunkte zulegen (neu: 2.6%)
während die GLP sich um 1.8 Prozentpunkte (neu: 4.6%) verbesserte. Die grössten
Gewinne verzeichnete die FDP (+2.5 Prozentpunkte, neu 23.1%), welche damit zum
zweiten Mal in Folge ihren Wähleranteil deutlich ausbaute. Ebenfalls leicht zulegen
konnte die SP (+ 0.7 Prozentpunkte). Die 13.8% Wähleranteil reichten freilich nicht für
einen Sitzgewinn. Die Stimmbeteiligung fiel um 5.1 Prozentpunkte, womit neu weniger
als jeder zweite Wahlberechtigte seine Stimme abgab (48.6%). 5

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An der Delegiertenversammlung Mitte April 2016 in Bern wählte die FDP ein neues
Präsidium. Philip Müller (fdp, AG), 2015 in den Ständerat gewählt, trat etwas
überraschend als Präsident zurück, weil er sich ganz auf die Kantonsvertretung
konzentrieren wolle. Er hatte das Amt 2012 von Fulvio Pelli (fdp, TI) als zuerst
«belächelter Nichtakademiker» (NZZ) übernommen und wurde in Bern für seinen
«unermüdlichen Einsatz» gefeiert, der als mitursächlich für die «Positivspirale» und
die jüngsten eidgenössischen Wahlerfolge betrachtet wurde. Seine «direkte,
bodenständige und ehrliche Art» habe geholfen, neue Wählerinnen und Wähler zu
gewinnen, war der Medienmitteilung der Partei zu entnehmen. 
Zur Nachfolgerin Müllers wurde Petra Gössi (fdp, SZ) gekürt – als einzige sich zur
Verfügung stellende Kandidatin einstimmig und ohne Enthaltungen. Die 40-jährige
ehemalige Schwyzer Kantonalparteipräsidentin war 2011 in den Nationalrat gewählt
worden und hatte den Sitz 2015 erfolgreich verteidigt. In den Medien wurde der dritten
Frau an der Spitze des Freisinns (nach Christiane Langenberger und Marianne Kleiner)
wenig Kredit eingeräumt. Es werde für die als «trocken» geltende und in Bern noch
nicht sehr bekannte Wirtschaftsberaterin nicht leicht werden, die FDP in ihrer
momentanen Bestform zu halten, argwöhnte etwa der Sonntagsblick. Darüber hinaus
könne sie sich im Gegensatz zu Müller kaum glaubhaft von der Finanzwirtschaft
distanzieren. In einigen Medien wurde eine von ihr beratene Firma mit den Panama
Papers in Verbindung gebracht. Le Temps prognostizierte einen «changement de
génération, mais aussi du style». 
Neben Gössi wurden neu Andrea Caroni (fdp, AR), Philippe Nantermod (fdp, VS) und
Christian Vitta (Ti, fdp) ins Vize-Präsidium gewählt. Christian Wasserfallen (fdp, BE), von
vielen Medien als Nachfolger für Müller gehandelt, und Christian Lüscher (fdp, VD)
wurden im Vizepräsidialamt bestätigt. Gössi bezeichnete die fünf im Schnitt 40 Jahre
alten Vizepräsidenten als ihre «Boygroup». Aus dem Präsidium zurückgetreten waren
neben Müller auch Vincenzo Pedrazzini (SZ, fdp), Carlo Speziali (TI, fdp) und Isabelle
Moret (fdp, VD). Nach ihrer Wahl zur neuen FDP-Präsidentin trat Gössi aus dem
Vorstand des Gewerbeverbands und des Hauseigentümerverbands zurück. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.04.2016
MARC BÜHLMANN
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Anlässlich der Suche der FDP nach einer Nachfolge für Parteipräsidentin Petra Gössi
fragte die Aargauer Zeitung im August 2021 die sechs grössten Parteien der Schweiz
nach der finanziellen Entschädigung für die Parteipräsidien.
Ausser der SVP erhielt die Zeitung von allen Parteien Zahlen. Am wenigsten grosszügig
war demnach die GLP: Ihr Präsident Jürg Grossen (glp, BE) erhielt den eher
symbolischen Fixbetrag von CHF 2'500 pro Jahr und keine zusätzliche
Spesenentschädigung. Gegenüber der Aargauer Zeitung gab Grossen an, die Finanzen
der GLP liessen keine höhere Entschädigung zu und sein Lohn seien das Wachstum und
die Sitzgewinne der Partei. Grossens Amtskollege Balthasar Glättli (gp, ZH) von den
Grünen wurde mit CHF 28'000 pro Jahr entschädigt (CHF 16'480 Lohn und CHF 11'520
Spesen). Petra Gössis (fdp, SZ) Lohn bei der FDP betrug CHF 50'000 zuzüglich einer
Spesenentschädigung in nicht genannter Höhe. Die SP liess sich ihr Präsidium
insgesamt CHF 80'000 pro Jahr kosten, wobei auf Co-Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH)
und Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG) je CHF 35'000 Lohn und CHF 5'000 Spesen
entfielen. Am grosszügigsten war schliesslich die Mitte: Ihr Präsident Gerhard Pfister
(mitte, ZG) wurde von seiner Partei mit rund CHF 100'000 pro Jahr entschädigt; dieser
Betrag setzte sich zusammen aus einer Grundentschädigung, einer Spesenvergütung
und Sitzungsgeldern. Die Mitte war damit die einzige Partei, welche Sitzungsgelder
ausrichtete. Mitte-Generalsekretärin Gianna Luzio erklärte gegenüber der Aargauer
Zeitung, die Mitte gehe für ihr Präsidium von einem 60-Prozent-Job aus, und die
Entschädigung für Pfisters Vorgänger Christophe Darbellay (cvp, VS) bei der damaligen
CVP habe sich in einem ähnlichen Bereich bewegt.
Von der SVP erhielt die Zeitung bloss die Auskunft, dass Parteipräsident Marco Chiesa
(svp, TI) keinen Lohn, aber eine Spesenentschädigung bekomme; deren Höhe nannte die
SVP nicht. Laut der Aargauer Zeitung wird in der SVP allerdings gemunkelt, diese
Spesenentschädigung sei so hoch angesetzt worden, dass sie für mehr als nur die
Spesen reiche. Die Entschädigung ihres Präsidiums hatte bei der SVP – wie auch schon
bei anderen Parteien – für Diskussionen gesorgt, als sie Kandidaturen für die Nachfolge
von Albert Rösti suchte und schliesslich Chiesa fand. 7
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Liberale Parteien

Die FDP verzeichnete in den Nationalratswahlen 2019 moderate Verluste. Die Partei
verlor 1.3 Prozentpunkte beim Wähleranteil (neu: 15.1 Prozent) sowie vier Mandate (neu:
29 Sitze) und blieb trotzdem die drittstärkste Kraft im Parlament – hinter der SVP und
der SP. 
Eines der Hauptthemen dieser Wahlen war das Klima, was sich bereits in den
kantonalen Erneuerungswahlen angekündigt hatte und wie die Erfolge der Grünen und
der Grünliberalen bestätigten. Dennoch brachten die neue Positionierung der FDP in
der Klimafrage und die Formulierung eines neuen entsprechenden Positionspapiers
keine Erhöhung des Wähleranteils und wirkte sich gemäss den Autoren und Autorinnen
des Wahlbarometerberichts sogar negativ auf den Formstand der Partei aus. Der
Freisinn profitierte somit wohl nicht von ihrem Kurswechsel, den Parteipräsidentin
Petra Gössi (fdp, SZ) laut Medien auch nicht als Wahlkampfmanöver verstanden wissen
wollte. Die Relevanz anderer Themen hatte sich bereits im Juni im Wahlbarometer
angekündigt; damals wollten die FDP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten die
Partei aber vor allem wegen Themen wie der Altersvorsorge und den Beziehungen zur
EU wählen. 

Für ihre Wahlkampagne verwendete die FDP neu den Slogan «Gemeinsam
weiterkommen», was so viel bedeute, wie «wir machen Politik von Menschen für
Menschen», wie Parteipräsidentin Petra Gössi Anfang Jahr im Blick erklärte. Während
der Wahlkampagne griff die FDP erneut ihre schon in den kantonalen Wahlen erprobte
Strategie «Door2Door» auf. Zudem lancierte sie eine spezielle Wahlkampagne auf
sozialen Medien – ein Novum für die Schweiz, wie der Tages-Anzeiger berichtete. Dazu
habe die FDP ihr Parteiprogramm in knackige Sätze aufgeteilt und diese auf
unterschiedliche Bildmotive gepackt, wie die Zeitung erklärte. Sodann kaufte die Partei
Facebook- und Instagram-Reichweite. Nachdem die Werbung eine Weile auf den
Kanälen kursiert war, wertete die FDP aus, welche Bilder funktionierten. Letztlich kaufte
die FDP Reichweite im grossen Stil, jedoch nicht mehr flächendeckend, sondern auf die
Nutzergruppe zugeschnitten, die zuvor besonders intensiv mit der jeweiligen Werbung
interagiert hatte.
In den Medien ebenfalls auf Aufmerksamkeit stiess die als historisch definierte
Listenverbindung zwischen der FDP und der CVP im Kanton Tessin, da die zwei Parteien
im Südkanton bisher traditionell die grössten Gegenspieler waren, wie die NZZ
betonte. 8
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Bei den Bundesratswahlen 2019 bestätigte die FDP ihre zwei Sitze im Bundesrat:
Sowohl ihre bisherige Bundesrätin Karin Keller-Sutter als auch ihr bisheriger Bundesrat
Ignazio Cassis wurden wiedergewählt. Ignazio Cassis erzielte aufgrund der fehlenden
Unterstützung der SP und der Grünen 145 Stimmen, womit der Coup der Grünen, den
zweiten FDP-Sitz zu erobern und damit mit Regula Rytz (gp, BE) erstmals eine grüne
Bundesrätin zu verzeichnen, scheiterte. Der Widerstand der links-grünen Parteien
gegen Ignazio Cassis hatte sich schon früher abgezeichnet, etwa als SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) Cassis nur zwei Monaten nach dessen Wahl gemäss Medien als
«Praktikanten» bezeichnet hatte. 
Die Medien spekulierten nach den Bundesratswahlen über einen möglichen
Departementswechsel von Ignazio Cassis, zumal der Tessiner Bundesrat von vielen
Seiten für seine Verhandlungsweise mit der EU bezüglich des institutionellen
Rahmenabkommens kritisiert wurde. Trotz dieser Kritik blieb Cassis weiterhin
Vorsteher des EDA.
Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter erzielte – so die NZZ – ein relativ schlechtes
Ergebnis: Sie erhielt 169 Stimmen. Die Zeitung vermutete, dass hinter dieser niedrigen
Stimmenzahl SVP-Vertreterinnen und -Vertreter steckten, die an ihrer Stelle den
Namen von FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) auf den Stimmzettel geschrieben
hätten – Marcel Dobler erhielt 21 Stimmen. Seit Langem würden somit bei den
Bundesratswahlen erstmals wieder «solche Spiele»  gespielt, kritisierte die NZZ. 
Vor den Bundesratswahlen hatte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ)
gegenüber den Medien zu einem möglichen grünen Bundesratssitz geäussert. Demnach
müssten sich die Grünen zuerst auf allen Ebenen etablieren und Beständigkeit in ihren
Resultaten zeigen, bevor sie einen Bundesratssitz fordern könnten. Zudem sollten die
Grünen die SP-Bundesratssitze angreifen, weil sie auf deren Kosten in den National-
und Ständeratswahlen so stark zugelegt hätten. Die FDP sei zwar bereit, über andere
mögliche Zusammensetzungen des Bundesrates zu diskutieren, ein Konkordanz-Gipfel,
wie ihn CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) vorgeschlagen hatte, sei jedoch
unnötig. Die FDP-Parteipräsidentin nannte denn auch zwei Möglichkeiten, wie eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates herbeigeführt werden könne: durch einen
Verzicht auf Ersatzwahlen bei Rücktritten in der zweiten Hälfte der Legislatur sowie
durch eine Verschiebung der Bundesratswahlen auf zwei Jahre nach den
Parlamentswahlen, womit die Parteien mehr Zeit für die Diskussionen untereinander
hätten. 9
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Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in sechs Kantonen
(ZH, LU, BL, AR, AI, TI) stattfanden, testete die FDP mit sogenanntem «Door2Door» eine
neue Wahlkampfstrategie: In den Kantonen Zürich, Luzern und Basel-Landschaft führte
die Partei Hausbesuche durch, um in direkten Kontakt mit der Wählerschaft treten und
so die Wähleranteile erhöhen zu können. Die FDP arbeitete mit einer App, die jeden
Strassenzug nach sozialer Zusammensetzung sortierte. Dies sollte sichtbar machen, wo
sich ein Wählerkontakt lohnte. Dieses Tool wurde im Kanton Basel-Landschaft stark
kritisiert, wie die lokale Presse mitteilte. Ob die Strategie funktionierte, liess sich an
den Wahlergebnisse nur bedingt ablesen. Im Kanton Zürich verlor die FDP zwei Sitze im
Parlament (neu: 29 Sitze) und einen ihrer beiden Regierungsratssitze. Eine Tages-
Anzeiger-Umfrage, durchgeführt vom Forschungsinstitut Sotomo, hatte bereits darauf
hingedeutet, dass der zweite Regierungsratssitz der FDP auf der Kippe stehen würde.
Gewählt wurde Martin Neukom von den Grünen. Der Wähleranteil des Zürcher Freisinns
ging um 1.6 Prozentpunkte zurück (neu: 15.7%). Nach der Schlappe der FPD in Zürich
wurden interne Kritiken am Kurs der Partei laut, wie der Tages-Anzeiger einige Tage
nach den Wahlen berichtete. Kritisiert wurde vor allem die klimapolitische
Kursänderung, die Parteipräsidentin Petra Gössi Mitte Februar 2019 angekündigt hatte.
Mit dieser Kursänderung seien die grünen politischen Kräfte begünstigt worden. Auch
im Kanton Luzern musste die FDP Verlusten einfahren. Hier verlor sie drei Sitze in der
Legislative (neu: 22 Sitze), konnte aber ihren Regierungsratssitz verteidigen. In Luzern
hatte sich die FDP 1.5 Prozentpunkte Zuwachs an Wähleranteil zum Ziel gesetzt;
stattdessen verlor sie gut 1.5 Prozentpunkte. Im Kanton Basel-Landschaft hingegen
konnte die FDP ihre Sitze in der Legislative (17 Sitze) verteidigen, verlor aber einen Sitz
in der Regierung (neu: ein Sitz). Auch im Kanton Tessin kassierte die Partei eine
Niederlage. Hier verlor sie einen Sitz im Parlament (neu: 23 Sitze) und der Wähleranteil
ging um 1.4 Prozentpunkte zurück. Einzig im Kanton Appenzell-Ausserrhoden konnte die
FDP einen Sitz im Parlament gewinnen (neu: 24 Sitze). Zusammenfassend musste die
FDP somit Sitzverluste in fast allen Kantonen verzeichnen. 10
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Ca. 8 Monate vor den eidgenössischen Wahlen 2019 versuchte FDP-Parteipräsidentin
Petra Gössi (fdp, SZ) den Kurs der FDP bezüglich der Klimafrage und des CO2-
Gesetzes zu ändern und löste damit eine interne Diskussion über diese Frage aus.
Ausgangspunkt der Kursänderung war die Meinungsänderung der FDP bezüglich einiger
konkreter Aspekte des CO2-Gesetzes, nachdem dieses unter Opposition der Linken
und der SVP in der Wintersession 2018 im erstberatenden Nationalrat abgelehnt
worden war. So zum Beispiel sei die Partei nicht mehr gegen die Flugticket-Abgabe, so
Gössi. Auch für ein Inlandziel, also die Festlegung eines Wertes der angibt, wie hoch die
Verminderung der CO2-Emissionen in der Schweiz sein muss, könnte die FDP Hand
bieten, wenn dadurch ein breiter Kompromiss geschaffen werden könne. Kurz vor dem
Interview mit der FDP-Parteipräsidentin im Tages-Anzeiger hatte sich die vorberatende
UREK-SR mit Unterstützung von FDP-Vertreterinnen und -Vertretern bereits für ein
Inlandziel ausgesprochen. Einige FDP-Politiker, wie zum Beispiel die Ständeräte Thomas
Hefti (fdp, GL) und Ruedi Noser (fdp, ZH) befürworteten den Einsatz der Partei für einen
stärkeren Schutz des Klimas. So sass der Zürcher Ständerat beispielsweise im Komitee
der Gletscherinitiative, während der Glarner gegenüber der NZZ betonte, dass das
Klima zu schützen richtig und wichtig sei. Andere Parteimitglieder, wie zum Beispiel
Christian Wasserfallen (fdp, BE) zeigten sich gegenüber einzelnen Aspekten des neuen
CO2-Gesetzes, wie der Flugticketabgabe, eher skeptisch. Gössi betonte, dass die Partei
bereit sei, Kompromisse bei der Revision des CO2-Gesetzes einzugehen und vor allem
allgemein eine aktivere und wirksamere Klimapolitik wollte. Gegenüber dem Tages-
Anzeiger betonte die Parteipräsidentin zudem, dass das vermehrte Engagement der
Partei für die Klimapolitik keine Wahltaktik sei. Das Klima sei ein Thema, das die
zukünftigen Generationen stark betreffe, deswegen müsse sich auch die FDP diesem
Thema widmen.
Um die Meinung der Parteibasis über die Umweltpolitik einzuholen, führte die Partei
eine Umfrage bei ihren Parteimitgliedern durch, in der sie unter anderem erfragten,
welches Gewicht die Mitglieder dem Klimawandel im Vergleich zu Themen wie der
Altersvorsorge oder den Gesundheitskosten zuschrieben, ob der Mensch einen Einfluss
auf das Klima habe und ob die Befragten strengere Vorschriften beim Klimaschutz oder
mehr Eigenverantwortung befürworteten. Dies sei jedoch keine Urabstimmung, betonte
Parteipräsidentin Gössi, die Resultate seien somit nicht direkt bindend für die
Bundeshausfraktion. Die Idee einer solche Umfrage wurde schon von Gössi gegenüber
dem Tages-Anzeiger im Februar 2019 geschildert. Trotz der Einbindung der Basis
äusserte die Presse unter anderem Kritik am Stil Gössis: Sie habe die Klimawende
parteiintern nur im engsten Kreis abgestimmt, aber weder die Vizepräsidentinnen und
-präsidenten noch die für das CO2-Gesetz zuständigen Kommissionsmitglieder
konsultiert. 
Die Ergebnisse der Befragung, welche der Sonntags-Blick Ende April 2019 publizierte,
zeigten, dass 78 Prozent der insgesamt 14'198 Befragten der Meinung waren, die FDP
solle sich künftig mehr für den Klima- und Umweltschutz engagieren. Weitere 68
Prozent der Befragten befürworteten die Förderung des CO2-freien Verkehrs auf der
Strasse, 73 Prozent der Befragten sprachen sich für eine Flugticketabgabe und 59
Prozent der Befragten für die Förderung von Subventionen für erneuerbare Energien
aus. Diese Resultate präzisierte die NZZ ein paar Tage später: Zwar sei der
Umweltschutz für die FDP-Mitglieder ein wichtiges Thema, was bei der
Berichterstattung zur Umfrage jedoch gefehlt habe, sei, dass die Parteimitglieder die
Gesundheitskosten, die Altersvorsorge und die Beziehungen zur Europäischen Union als
noch wichtiger einschätzten. Die FDP hätte die Umfrage nicht veröffentlichen wollen,
so dass zum Schluss nur einzelne Resultate – aus dem Zusammenhang gerissen –
publiziert worden seien. 
Basierend auf diesen Ergebnissen und der breiten Unterstützung der Parteibasis zur
Klimafrage verfassten die Begleitgruppe, die Fachkommission Umwelt und Energie
inklusive der Mitglieder der UREK, der FDP-Vorstand und die Konferenz der
kantonalen Parteipräsidenten (PPK) ein neues Positionspapier, das bei der
Delegiertenversammlung vom Juni 2019 deutlich gutgeheissen wurde. Das Papier
umfasste die neue Ausrichtung der FDP in Bezug auf Klima und Umwelt, die sich auf
verschiedene freisinnige Grundsätze wie Fortschritt, Forschung und Innovation,
Eigenverantwortung und Lenkungsmassnahmen stützte. Die Grundsätze wurden dann
auf vier zentrale Bereiche der Gesellschaft, nämlich Natur/Landschaft, Wohnen,
Arbeit/Bildung und Verkehr, angewendet, wobei pro Bereich verschiedene
Massnahmen geschildert wurden. Der neue Kurs der Partei und das neue
Positionspapier würden für Wasserfallen und die anderen Kritiker schwer zu verdauen
sein – wie der SonntagsBlick Ende Juni 2019 schrieb. Ob die ganze Fraktion im
Parlament den Beschlüssen über die Klimapolitik folgen wird, war eine offene Frage; für
Fraktionschef Beat Walti verfügte die FDP jetzt zumindest über eine Grundlage und
eine Legitimation, klimafreundlichere Entscheidungen auch im Parlament zu treffen. 11
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